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1.3 Möglichkeiten der Überwindung ( z.B. Ausnahmen oder Befreiungen ) 

- Keine - 
 

2. Beabsichtigte eigene Planung und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren 
können, mit Angaben des Sachstandes. 
- Keine - 
 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage. 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde (UBAB) des Landratsamt Rhein-Neckar-
Kreis nimmt im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung zum Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 1/01-22 “Johannisstraße“ in Weinheim zu den Themen Altlasten und Bo-
denschutz nachfolgend Stellung. 
 
 
Altlasten 
 
Der gesamte Vorhabenbereich des Vorhabenbezogenenen Bebauungsplans, bestehend 
aus den Grundstücken Flst.-Nrn. 1099/2 und 1101/5 und seit dem Jahr 1903 gewerblich 
genutzt, ist vollflächig im Bodenschutz- und Altlastenkataster (BAK) als Altstandort 
 
Obj.-Nr. 04605-001, AS „Sitzmöbelfabrik Würth-Neub, Johannisstraße 2“, Weinheim 
 
erfasst. 
 
Nachdem im Jahr 2005 auf Veranlassung und auf Kosten des Landratsamt Rhein-
Neckar-Kreis, Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde, eine Orientierende 
Untersuchung (OU) des Altstandorts durchgeführt worden war, wurden am 01.12.2006 
ergebnisbasiert folgende handlungsbestimmende Bewertungen der Wirkungspfade 
vorgenommen: 
 
Wirkungspfad    Handlungsbedarf 

Boden-Grundwasser  B (Belassen) – Neubewertung bei Änderung der Exposi- 

tion sowie Entsorgungsrelevanz (BN 2)  

Boden-Mensch    B – Neubewertung bei Änderung der Exposition (BN 2)  

 
Dies bedeutet: Bei vollständig vorhandener Bebauung bzw. Versiegelung ist eine von der  
am Standort nachgewiesenen künstlichen und schadstoffhaltigen Auffüllungsschicht 
bzw. den Bodenverunreinigungen potentiell ausgehende Gefährdung der Schutzgüter 
Grundwasser und Mensch nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu besorgen. 
Bei Entfernen der Oberflächenversiegelung wird es aber erforderlich, die 
Schadstoffgehalte bzgl. der neuen Situation zu bewerten und den Handlungsbedarf im 
Einzelfall neu festzulegen. 
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Die im Jahr 2005 durchgeführte OU, dokumentiert im Gutachten der H. Reutemann Geol. 
Büro GmbH, Mannheim, vom 14.10.2005, besaß stichprobenartigen Charakter und 
unterlag baubestandsabhängiger Einschränkungen. 
 
Weiterhin wurde die damals noch aktive gewerbliche Nutzung durch einen Supermarkt 
(mit einer Vielzahl an gewerblichen Kühlschränken älteren Herstellungsdatums und ggf. 
LHKW als Kühlmittel) sowie deren Einrichtungen im Untersuchungsumfang nicht 
berücksichtigt. 
 
Da es sich bei der durchgeführten Orientierenden Untersuchung um punktuelle Auf-
schlüsse handelt, ist nicht völlig auszuschließen, dass aufgrund der jahrzehntelangen 
gewerblichen Nutzung der Grundstücke durch unterschiedliche altlastenrelevante Ge-
werbebranchen neben den mit der OU ermittelten weitere nicht erkannte Bodenverunrei-
nigungen innerhalb des Vorhabenbereichs vorhanden sind. 
 
Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll die Umwidmung einer 
bislang gewerblich genutzten innerstädtischen Fläche in ein „Allgemeines Wohngebiet“ 
zum Ziel haben. Als Maßnahme der Innenentwicklung und Nachverdichtung soll mit 
Aufstellung des Bebauungsplans die planungsrechtliche Grundlage für den Bau von 4 
Mehrfamilienhäusern mit ca. 33 Wohnungen geschaffen werden.  
Mit der Umwidmung und Neubebauung gehen Flächenentsiegelungen, damit 
Änderungen der Expositionsbedingungen, einher. 
Niederschlagswasser soll gezielt innerhalb der beiden Grundstücke in den nicht 
unterbauten Flächen an der östlichen und südlichen Grundstücksgrenze, d. h. innerhalb 
der Altstandortfläche, zur Versickerung kommen. 
  
Aufgrund der Umnutzung der gesamten Altstandortfläche von derzeit "gewerblicher Nut-
zung" zu einer sensibleren "wohnwirtschaftlichen Nutzung" mit Kinderspielplatzbereich, 
der Änderung der Expositionsbedingungen durch baubedingte Flächenentsiegelung, der 
geplanten Niederschlagswasserversickerung innerhalb des Vorhabenbereichs als auch 
der bislang nur stichprobenartigen und punktuellen Untersuchungsaufschlüsse wird eine 
ergänzende technische Erkundung des Altstandorts im Rahmen des Bauleitplanverfah-
rens erforderlich. 
 
Auf Basis der obigen Ausführungen ist eine Umstufung des Handlungsbedarfs für den 
Altstandort Obj.-Nr. 04605-001 bzw. für die betroffenen Wirkungspfade folgerichtig. 
Unterm heutigen Datum nehmen wir nachfolgende Neubewertungen vor. Es werden wei-
tergehenden Untersuchungsmaßnahmen für die betroffenen Wirkungspfade in Form ei-
ner Detailuntersuchung erforderlich: 
 
Wirkungspfad     Handlungsbedarf 

Boden-Grundwasser   DU (Detailuntersuchung) (BN 2) 

Boden-Mensch     DU (Detailuntersuchung) (BN 2) 

 
 
Die notwendigen Untersuchungsmaßnahmen, deren Planung und Ausführung haben in 
enger Abstimmung mit der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde zu erfolgen. 
 
Die aktuelle Bewertung des Handlungsbedarfs (DU – Detailuntersuchung) für die beiden 
betroffenen Wirkungspfade zieht eine Kennzeichnung der Altstandortfläche in den Be-
bauungsplanunterlagen nach sich.   
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Im Textteil der Bebauungsplanunterlagen (Begründung, Punkt 4.4) wiederum ist die Alt-
lastensituation innerhalb des Plangebiets entsprechend unseren Ausführungen zu ergän-
zen. Die Überschrift des Punkts 4.4 sollte dabei den Begriff „Altlast“ beinhalten.   
 
 
Grundsätzlich gilt: 
Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen; das erfasst 
auch die Beschaffung des abwägungserheblichen Materials. Dies geschieht u. a. durch 
Anhörung der TöB, die ggf. Hinweise auf Altlasten geben.  
Die Auskünfte der Altlastenbehörde beziehen sich dabei i. d. R. auf das BAK (Boden-
schutz- und Altlastenkataster) bzw. die HISTE (Historische Erhebung altlastverdächtiger 
Flächen). Aber auch andere Erkenntnisse sind mitzuteilen, sofern diese für die Gemeinde 
und ihr Vorhaben erheblich sein können. 
Die erforderlichen weiteren Erkenntnisse über eine ggf. vorhandene Altlast/Bodenbelas-
tung und ob diese sich mit der geplanten Nutzung verträgt, muss sich der Bauplanungs-
träger im Aufstellungsverfahren selbst und auf eigene Kosten beschaffen.   
Möglich ist lediglich ein städtebaulicher Vertrag zur Übertragung der Kosten auf einen 
Dritten (§ 11, 12 BauGB).  
Die ständige Rechtsprechung der Gerichte fordert von den Gemeinden im Bauleitplan-
verfahren, das Vorhandensein und die Gefährdung der Bodenverunreinigung soweit auf-
zuklären, damit eine abschließende Entscheidung über die künftige Nutzung des ge-
planten Gebietes von der Gemeinde abwägungsfehlerfrei getroffen werden kann.   
Dabei ist zu beachten, dass gerade die Schaffung gesunder Wohnverhältnisse zu den 
Aufgaben der Gemeinden zählt. 
 
 
Vorhandene Altlasten und Bodenkontaminationen können sich auf die Zulässigkeit von 
Niederschlagswasserversickerungen unmittelbar auswirken:  
Niederschlagswasserversickerungen müssen grundsätzlich schadlos erfolgen.  
Inwieweit eine wasserdurchlässige Gestaltung von zukünftigen Geländeoberflächenbe-
festigungen und gezielten Niederschlagswasserversickerungen möglich bzw. zulässig 
sein wird, ist auf Basis der ausstehenden Erkundungen bzw. deren Ergebnissen sowie 
baubedingt erforderlicher Bodenaushub- und Bodenaustauschmaßnahmen im weiteren 
Verfahrensverlauf zu entscheiden. 
 
Zusammengefasst bestehen gegen die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die damit geplante Umwidmung in ein „Allgemeines Wohngebiet“ aus alt-
lastenrechtlicher Sicht derzeit grundsätzliche Bedenken. 
 
 
 
Bodenschutz 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 3.200 m² und 
befindet sich in innerstädtischer Ortslage Weinheims. 
 
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplans wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) und demzufolge ohne Umweltprüfung 
aufgestellt. 
 
Gegen die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans bestehen aus Boden-
schutzsicht keine grundsätzlichen Bedenken. 
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Die Überplanung einer Bestandsfläche mit zukünftiger baulicher Nachverdichtung trägt 
der Landesvorgabe zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung. 
 
Aufgrund der gewerblichen Vornutzungen des Plangebiets sind Bodenverunreinigungen 
bekannt.  
Es besteht der Bedarf zur Durchführung einer Detailuntersuchung mit Gefährdungsab-
schätzung für die Wirkungspfade Boden-Grundwasser und Boden-Mensch gemäß 
BBodSchV.  
  
Die Bewertung der Bodenschutz-Belange steht damit in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Schadstoffsituation der im Vorhabenbereich anstehenden Böden.  
Konkrete Anforderungen an den Schutz des Bodens und seiner Funktionen können erst 
nach Kenntnis der im Vorhabenbereich abschließend erkundeten Kontaminationssitua-
tion formuliert und mitgeteilt werden. 
 
Inwieweit eine wasserdurchlässige Gestaltung von zukünftigen Geländeoberflächenbe-
festigungen und gezielte Niederschlagswasserversickerungen möglich bzw. zulässig 
sein werden, ist auf Basis der ausstehenden Erkundungen bzw. deren Ergebnissen sowie 
baubedingt erforderlicher Bodenaushub- und Bodenaustauschmaßnahmen im weiteren 
Verfahrensverlauf zu entscheiden. 
 
Die getroffenen Festsetzungen zum Thema Dachbegrünung werden von uns begrüßt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Flächen-Nr.: 04605 - 001 Auszug aus der Datenbank BAK 

Flächen-Nr: 04605 - 001 

Altstandort Sitzmöbelfabrik Würth-Neub, Birkenauer Talstr. 9/Sitzm.fabrik Würth-Neub,  
Johannisstraße 2 Rhein-Neckar-Kreis, Weinheim — Weinheim, Stadt 

Johannisstraße 2 

Flächengröße:  2.721 m2 

Flurstück:  Weinheim: 01099/002, 01101/005 

Nutzung auf der Fläche:  Mischgebiet (01.11.2006) 

Ursache:  

Ursache / Branche von bis Dauer 
Holzbearbeitung 1903 1953 51 Jahre 

Produzierendes und Verarbeitendes Gewerbe; nicht genauer beschreibbar 1955 1967 13 Jahre 

KfZ-Gewerbe 1963 1997 35 Jahre 

Bewertung: 

 

Wirkungspfad Datum ro mi mii miii MIV RPS BN Handlungsbedarf - Kriterium 

 

Boden - Mensch 18.07.2025 

      

2 DU 
Erläuterung: Stadt Weinheim: Frühze tige Betei igung zum Vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 1/01-22 
"Johannisstraße" vom 17.06.2025. Stellungnahme der UBAB hierzu vom 18.07.2025: Die Aufstellung 
des B-PLans soll die Umwidmung einer bislang gewerblich genutzten innerstädt. Fläche in ein 
1eAllgemeines Wohngebiet 1c zum Ziel haben (Innenentwicklung und Nachverdichtung, Bau von 4 MFH 
mit ca. 33 Wohnungen). Mit Umwidmung/Neubebauung gehen Flächenentsiegelungen (Änderung der 
Expositionsbedingungen) einher. Niederschlagswasser soll gezielt innerhalb des Altstandorts (AS) zur 
Versickerung kommen. Aufgrund der Umnutzung des gesamten AS zu einer sensibleren 
"wohnwirtschaftlichen Nutzung" mit Kinderspielplatzbereich, der Änderung der Expositionsbedingungen 
durch baubedingte Flächenentsiegelung, der gepl. Regenwasserversickerung als auch der bislang nur 
stichprobenartigen und punktuellen Untersuchungsaufschlüsse wird eine ergänzende technische 
Erkundung des AS im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erforderlich. 
Art der Einwirkung: anorganische Stoffe (Alkali-, Erdalkalimetallsalze, Cyanide, etc.); BTXE / leichtfl. 
arom. Kohlenwasserstoffe; LCKW, FCKW, sonstige organische Chlorverbindungen; PAK; 
Schwermetallsalze (auch As-, Se-Verbindungen); Sonstiges 
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Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Flächen-Nr.: 04605 - 001 Auszug aus der Datenbank BAK 

 

Wirkungspfad Datum ro mi mii miii miv Rps BN Handlungsbedarf - Kriterium 

„ Boden - 
Grundwasser 18.07.2025 

      

2 DU 

Erläuterung: Stadt Weinheim: Frühze tige Beteiligung zum Vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 1/01-22 
"Johannisstraße" vom 17.06.2025. Stellungnahme der UBAB hierzu vom 18.07.2025: Die Aufstellung 
des B-PLans soll die Umwidmung einer bislang gewerblich genutzten innerstädt. Fläche in ein 
1eAllgemeines Wohngebiet 1c zum Ziel haben (Innenentwicklung und Nachverdichtung, Bau von 4 MFH 
mit ca. 33 Wohnungen). Mit Umwidmung/Neubebauung gehen Flächenentsiegelungen (Änderung der 
Expositionsbedingungen) einher. Niederschlagswasser soll gezielt innerhalb des Altstandorts (AS) zur 
Versickerung kommen. Aufgrund der Umnutzung des gesamten AS zu einer sensibleren 
"wohnwirtschaftlichen Nutzung" mit Kinderspielplatzbereich, der Änderung der Expositionsbedingungen 
durch baubedingte Flächenentsiegelung, der gepl. Regenwasserversickerung als auch der bislang nur 
stichprobenartigen und punktuellen Untersuchungsaufschlüsse wird eine ergänzende technische 
Erkundung des AS im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erforderlich. 
Art der Einwirkung: anorganische Stoffe (Alkali-, Erdalkalimetallsalze, Cyanide, etc.); BTXE / leichtfl. 
arom. Kohlenwasserstoffe; LCKVV, FCKW, sonstige organische Chlorverbindungen; MKVV / aliphatische 
Kohlenwasserstoffe; PAK; Schwermetallsalze (auch As-, Se-Verbindungen); Phenole; Sonstiges 

 

Wirkungspfad Datum ro m mii min miv Rps BN Handlungsbedarf - Kriterium 

 

Boden - 
Grundwasser 01.12.2006 

      

2 
B - Neubewertung bei 
A 
- 
nderung der Exposition 

Erläuterung: sowie Entsorgungsrelevanz. Siehe GVE-Gutachten des Büros Reutemann, MA, vom 
14.10.2006 sowie Stellungnahme der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde hierzu vom 
01.12.2006. 
Art der Einwirkung: MKVV / aliphatische Kohlenwasserstoffe; PAK; Schwermetallsalze (auch As-, Se-
Verbindungen); BTXE / leichtfl. arom. Kohlenwasserstoffe 

 

Wirkungspfad Datum ro mi mii min MIV RPS BN Handlungsbedarf - Kriterium 

 

Boden-Mensch 01.12.2006 

      

2 
B - Neubewertung bei 
Änderung der Exposition 

Erläuterung: sowie Entsorgungsrelevanz. Siehe GVE-Gutachten des Büros Reutemann, MA, vom 
14.10.2006 sowie Stellungnahme der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde hierzu vom 
01.12.2006. 
Art der Einwirkung: PAK; Schwermetallsalze (auch As-, Se-Verbindungen); BTXE / leichtfl. arom. 
Kohlenwasserstoffe 

 

Wirkungspfad Datum ro mi mii mut MIV RPS BN Handlungsbedarf - Kriterium 

 

Boden - 
Grundwasser 31.08.2001 4,4 1,0 0,9 1,2 1,0 4,8 1 OU 

Art der Einwirkung: Schwermetallsalze (auch As-, Se-Verbindungen); anorganische Stoffe (Alkali-, 
Erdalkalimetallsalze, Cyanide, etc.); BTXE / leichtfl. arom. Kohlenwasserstoffe; LCKW, FCKW, sonstige 
organische Chlorverbindungen; MKW/ aliphatische Kohlenwasserstoffe; PAK; PCB 

Adresse:  
1)Behörden: Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Postfach 10 46 80, 69036 Heidelberg 
2) Gutachter/Sachverständige: Trischler und Partner GmbH (Erheber), Keplerstraße 7, 74072 Heilbronn 
3) Gutachter/Sachverständige: Reutemann, Friedrich-König-Str. 3-5, 68167 Mannheim 

Bemerkung:  
Betriebszeitraum und Branche: 
1)1903: Firma A. 0. Jäger und Harms 
2) 1938: Stuhlfabrik, Bosch 
3) 1944-1954: Büro- und Sitzmöbelfabrik, Würth-Neub 
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Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Flächen-Nr.: 04605 - 001 Auszug aus der Datenbank BAK 

4) 1951-1978: Großhandel mit Stühlen, Bosch jun. 
5) 1955-1967: Gleimor-Werk GmbH 
6) 1955: Churoton GmbH 
7) 1963-1997: Autohaus Geist 
Betriebsmaßstab: 
1)nicht bekannt 
2) mittel bis groß, großes Betriebsgelände 
3) mittel bis groß, großes Betriebsgelände 
4)-6) nicht bekannt 
5) mittel bis groß, großes Betriebsgelände 

Historie: 
1)1903 Bau eines Fabrik- und Nebengebäudes mit Kessel- und Maschinenhaus; eine Werkstätte sowie 
ein Wohn- und Verwaltungsgebäude waren zu diesem Zeitpunkt bereits auf der Verdachtsfläche 
vorhanden; keine Informationen zu Betriebsart und -umfang. 
2) 1938 befand sich auf dem nördlichen Grundstücksteil eine Stuhlfabrik; Gebäude vermutlich nicht 
unterkellert; Eigentümer war Theodor Bosch. 
3) 1944-1954 Eintrag der o.g. Firma in das Telefonbuch der Stadt Weinheim; 1945 Beantragung von 
Baumaterialien zum Bau einer Trafostation. 
4) 1951-1978 gew. Anmeldung eines Großhandels mit Stühlen; keine Informationen über Betriebsgröße. 
5) 1955-1967 gew. Anmeldung o.g. Betriebes; lt. Gewerbetabelle Fabrikation von Edelbaustoffen; keine 
näheren Informationen. 
6) 1955 sechs Monate lang gew. Anmeldung o.g. Betriebes; lt. Gewerbetabelle Herstellung von 
Kunstharzschaum; keine näheren Informationen. 

7) 1963 gew. Anmeldung einer Autohandlung mit Reparaturwerkstatt; 1965 Planung des Abrisses eines 
Schuppens und des Kesselhauses der ehemaligen Stuhlfabrik; Errichtung einer Kfz-Werkstatt in der 
ehemaligen teilunterkellerten Fabrikhalle; Lagerung von 30.000 I Heizöl im Keller; 1972 Abriß des 
Fabrikgebäudes im mittleren Grundstücksteil; 1973 Neubau eines Ausstellungsraumes; 1990 Neubau 
einer Doppelgarage auf Flurstück 1099/2, dieses Grundstück wurde als Pkw-Parkfläche genutzt; 1997 
Schließung der Kfz-Werkstatt. 
Personenbefragung: 
die Personenbefragung ergab keine weiteren Informationen. 
Ortsbegehung: 
auf der südlichsten Teilfläche der Verdachtsfläche (Flurstück 1100) befand sich ein 
Verwaltungsgebäude der Verlagsgruppe Beltz; das ehemaligen Fabrik- bzw. Werkstattgebäude und das 
Ausstellungsgebäude auf dem nördlichen Flurstück (Nr. 1101/5) waren noch vorhanden, sie wurden 
durch einen türkische Supermarkt als Verkaufs- und Lagerräume genutzt; die ehemalige 
Ausstellungshalle war nicht unterkellert. Der nicht überbaute Bereich des Flurstücks 1101/5 und die 
westlich angrenzende Fläche (Flurstück 1099/2) waren zu über 90 % asphaltiert und wurden als 
Parkplatz bzw. Zufahrtsweg genutzt. 
Stoffgruppen: 
aktenkundig wurden keine Stoffe erhoben, folgende Stoffe werden vermutet: 
MKW, BTEX, PCB (Kfz-Werkstatt) 
Lage in Schutzgebieten: 
nein 
Bewertungsvorschlag ATuP: 
E (Erkunden) 
Begründung: 
langer Zeitraum altlastenrelevanter Nutzung, mittlerer bis großer Betriebsmaßstab 
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